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mit verzÄgerter Gerinnung bilden die Krankheiten mit KrampfzustÅnden
(Eklampsie, Tetanie, Epilepsie, Chorea), ferner Erkrankungen der DrÇsen
mit innerer Sekretion. Besonders hervorzuheben sind zwei FÅlle von
Struma parenchymatosa. Stets verzÄgerte Gerinnung zeigten akute
Nephritis und UrÅmie, dagegen chronische Nephritis normale, zuweilen
sogar beschleunigte Koagulation. r

Die Gruppe der Krankheiten mit beschleunigter Koagulation um-
fasst Neoplasmen, besonders solche mit Kachexie, wobei die Zunahme
der letzteren parallel der Raschheit der Gerinnung geht (so in einem
Falle 2 Min. ohne Kachexie, nach 6 Wochen bei schwerem Marasmus
50 Sek.), ferner Icterus catarrhalis. Von Blutkrankheiten zeigt die
Chlorose verzÄgerte Gerinnung, schwere AnÅmien und LeukÅmie be-
schleunigte (kalkarmer Kot).

Bei der therapeutischen Verwendung des Kalkes ist zu berÇck-
sichtigen, dass 2É3 g& Calcium lacticum pro die, bei Kindern etwa die
HÅlfte, gegeben werden (die Wirkung fritt nach % Stunden ein und
dauert mehrere Wochen), bei Zufuhr von ZitronensÅure zur Erreichung
von GerinnungsverzÄgerung 5É6 & pro die durch 3É4 Tage (die
Wirkung hÅlt nur wenige Tage an). Vortr. betont, dass seine Aus-
fÇhrungen noch nicht apodiktisch aufzufassen sind, sondern, dass sich
erst bei umfassenden Untersuchungen sichere Resultate ergeben werden.

Aus den franzÄsischen medizinischen Gesellschaften.

Acad&mie de medecine.
Sitzung vom 1. MÅrz 1910.

Die DiÅt bei den Nierenaffektionen.
Linossier und Lemoine haben Versuche bezÇglich der Wir-

kung der Eiweissubstanzen animalischen Ursprungs auf die Nieren an-
gestellt. Alle diese Substanzen, unter die Haut injiziert, rufen Albu-
minurie und Nierenerkrankungen hervor. Wenn sie bei der gewÄhn-
lichen ErnÅhrung unschÅdlich erscheinen, so ist es der Magensaft, der
durch seine auflÄsende Wirkung ihre Giftigkeit zum Verschwinden
bringt. Aber es genÇgt eine Insuffizienz der Verdauungsfunktionen oder
eine VerÅnderung der Nieren, damit sich ihre GefÅhrlichkeit wieder offen-
bare. Den mit Nierenaffektionen Behafteten darf man also Eiweissstofie
animalischen Ursprungs nur im gekochten Zustande und niemals noch
bintig geben: seinen schlimmen Ruf verdankt das Rindfleisch nur dem
Umstande, dass es so oft nur halb roh genossen wird. In Wirklichkeit
ist das Kalbfleisch giftiger und hat nur den Vorteil, dass es immer
vÄllig gekocht genossen wird. Das Eiereiweiss soll immer geronnen
sein.. Schliesslich kann auch die ungekochte Milch, wenn die Verdauung
eine schlechte ist, gefÅhrlich fÇr die Nieren sein. Patienten mit Albu-
minurie. welche der MilchdiÅt unterworfen sind, sollten nur gekochte
Milch geniessen, zumal wenn ihre Magenfunktion eine ungenÇgende ist.

Zur Prophylaxe des Typhus.

Die Akademie kam nach dem Vorschlage von Landouzy zu
folgendem Schlussvotum: In Anbetracht der HÅufigkeit des Typhus in
Frankreich erklÅrt es die Akademie fÇr notwendig, dass eine methodische
BekÅmpfung desselben eingeleitet werden muss, wobei auf alle be-
kannten Arten der Uebertragung dieser Infektion RÇcksicht zu nehmen
ist. In der Ueberzeugung. dass die Verunreinigung des Trinkwassers
die vorherrschende Ursache der Typhusepidemien ist, dringt die Aka-
demie darauf, dass der BevÄlkerung ein hygienisch reines Wasser ge-
boten wird. Der Umkreis der Quellen, der Fassungen, der Reservoire,
KanÅle, muss durch die SanitÅtsbehÄrden Çberwacht, die Apparatezur

Reinigung des Trinkwassers mÇssen bezÇglich ihrer Funktion einer
stÅndigen Kontrolle unterworfen werden. Da die DÇngung mit von
Menschen stammenden FÅkalien oft eine Ursache zur Verunreinigung
des Trinkwassers, der GemÇse und FrÇchte bildet, so muss diese

DÇngung geregelt werden. Auf dem Lande ist die Verunreinigung der

Pumpbrunnen von Seite benachbarter Misthaufen eine hÅufige und daraus
entsteht nur zu oft Verunreinigung der Milch und anderer GetrÅnke.
Auch auf die MÄglichkeit der TyphusÇbertragung durch Fliegen ist in
infizierten Gegenden hinzuweisen. Die direkte oder indirekte An-
steckung durch bettlÅgerige Tvphuskranke, durch Rekonvaleszenten,
Gurch geheilte Typhuskranke, welche als temporÅre oder stÅndige TrÅger
der Typhusbazillen anzusehen sind, spielt eine gewisse Rolle bei der
Weiterverbreitung dieser Infektion. Diese BazillentrÅger sind nicht nur
fÇr ihre Umgebung gefÅhrlich, sondern kÄnnen auch durch ihre Dejek-
tionen die Trink- oder KÇcheuwÅsser verunreinigen und werden dadurch
oft der Ausgangspunkt von Typhusevidemien. Es ist daher wichtig, die
KeimtrÅger zu entdecken. Den hygienischen AufsichtsbehÄrden der ein-
zelnen Departements kommt es zu, den Kampf gegen den Typhus aut
der ganzen Linie zu fÇhren. Die Laboratorien der KrankenhÅuser und
der grossen Stadtzentren werden eine wertvolle UnterstÇtzung in diesen
Kamnfe bilden, indem sie die Sauberkeit der GewÅsser kontrollieren und
den Aerzten helfen, eine frÇhzeitige Diagnose der Typhusinfektionen und
die latenten KeimtrÅger festzustellen. Es ist wÇnschenswert, dass bak-
teriologische Stationen in den Departements errichtet werden, die mit
allen É bis jetzt noch fehlenden É Untersuchungsmitteln ausgestattet
werden, ohne welche eine wirksame sanitÅre Ueberwachung in Stadt
und Land nicht mÄglich ist. St.

Aus Årztlichen Standesvereinen.

XXVI. Hauptversammlung des Preussischen Medizinal-

beamtenvereins.

Der Vorsitzende, Herr Rapmund-Minden, gab nach ErÄffnung
der Sitzung und BegrÇssung der erschienenen GÅste einen kurzen RÇck-
blick Çber die Entwicklung des preussischen Medizinalwesens in den
letzten 2 Jahren; sie habe zwar nicht alle WÇnsche der Medizinal-
beamten erfÇllt, bedeute aber jedenfalls einen Fortschritt, und hoffentlich
wÇrden auch nach der Abtrennung des Medizinalwesens vom Kultus-
ministerium die Interessen der Äffentlichen Gesundheitspflege und der
Medizinalbeamten BerÇcksichtigung und FÄrderung finden. Nach Er-
stattung des GeschÅfts- und Kassenberichtes ging die Versammlung zu
dem wissenschaftlichen Thema des Tages .Der Entwurf eines
deutschen StrafgesetzbuchesÑ Çber. Der erste Referent,
Herr Strassmann-Berlin behandelte die Frage vom Standpunkte
der gerichtlichen Medizin im engeren Sinne. Er konstatierte mit Be-
friedigung, dass entsprechend dem von ihm und anderen schon frÇher
vertretenen Grundsatz in dem Entwurf der IndividualitÅt des TÅters
mehr als bisher Rechnung getragen Öwerde. indem das Strafminimum
herabeesetzt und bei bestimmten Delikten nicht nur eine Strafart, son-
dern ie nach der Natur des Falles auch eine zweite mildere zugelassen
sei. So ist bei Mord nicht ausschliesslich auf Todesstrafe zu erkennen,
sondern bei mildernden UmstÅnden auch zeitliche oder lebenslÅngliche
Zuchthausstrafe zulÅssige. Die Årztlich-nsychologischen Erfahrungen.
besonders beim sogen, Familienmord, haben diese individualisierende
Behandlung notwendig erscheinen lassen. Bei Kindesmord und Ab-
treibung wÇnscht der Referent eine AbÅnderung dahin. dass als gewÄhn-
liche Strafe GefÅngnis und in schweren FÅllen Zuchthaus gelten solle,
nicht umgekehrt die letztere als gewÄhnliche Strafe und bei mildernden
UmstÅnden GefÅngnis. Auch sollte der Verkauf von GegenstÅnden, die
zur Fruchtabtreibung fÇhren, unter Strafe gestellt werden. Ferner sei
cie Bestimmung auslÅndischer Gesetzgebungen beachtenswert, nach der
der uneheliche Vater sich strafbar macht. wenn er sich seinen Pflichten
entzieht und dadurch zu Abtreibung oder Kindesmord Veranlassung gibt,
ebenso der Vorschlag, dass Beihilfe, Anstiftung oder Zwang zum Selbst-
mord strafbar ist. Dagegen kann eine sachgemÅsse Årztliche Behand-
lung, sei es, dass sie in der Einleitung der kÇnstlichen FrÇhzeburt oder
in Perforation des lebenden Kindes besteht. niemals als Misshandlung
oder KÄrperverletzung betrachtet werden und bedarf daher keines ge-
setzlichen Schutzes. Es kann sich nur darum handeln, inwieweit sie,
fells gegen den Willen des Kranken ausgefÇhrt. als BeeintrÅchtigung
der persÄnlichen Freiheit aufgefasst und als solche mit Strafe bedroht
werden kann. Die Erweiterung der Strafbestimmungen Çber unzÇchtige
Handlungen, wenn sie an Kindern von ihren Eltern oder an den Insassen
von Heil-, Pilege- und FÇrsorgeanstalten von Beamten, Medizinal-
personen oder Krankenpflegern vorgenommen werden, entspricht durch-
aus den gerichtsÅrztlichen Forderungen. Die Frage der Strafbarkeit des
homosexuellen Verkehrs wird in Fachkreisen so verschiedenartig beur-
teilt. dass der Referent von einem Antrage Çber diesen Punkt glaubte
absehen zu sollen, doch erscheint ihm die Ausdehnung der Straibestim-
mungen auf den Verkehr zwischen weiblichen Personen miteinander
aus praktischen GrÇnden bedenklich.

Herr F. Leppmann-Berlin behandelte die gerichtlich-psychia-
trischen Fragen des Entwurfes. Er fÇhrte aus, dass die irrenÅrztlichen
WÇnsche zum Strafgesetzbuch einerseits auf eine Schonung geistig ab-
normer Verbrecher, andererseits auf den Schutz der Gesellschaft ab-
zielen; es mÇsse aber Verwahrung gegen die Ansicht eingelegt werden,
dass ungenÇgend begrÇndete nsvchiatrische Auffassungen in dem neuen
Strafgesetzbuch zur Geltung kommen sollen. In dem Entwurf ist die
Definition der UnzurechnungsfÅhigkeit und der verminderten Zu-
rechnungsfÅhigkeit nicht eindeutig und nicht volkstÇmlich genug, der
Redner empfiehlt in Anlehnung an den Ästerreichischen Entwurf folgende
Fassung: Nicht strafbar ist, wer zur Zeit der Tat wegen Bewusstseins-
stÄrung oder krankhafter StÄrung der GeistestÅtigkeit unfÅhig war, die
Strafbarkeit seiner Tat einzusehen oder dieser Einsicht gemÅss zu
handeln. War die FÅhigkeit des TÅters, die Straibarkeit seiner Tat ein-
zusehen oder dieser Einsicht gemÅss zu handeln, zur Zeit der Tat in-
folge krankhafter StÄrung der GeistestÅtigkeit wesentlich vermindert, so
tritt Strafmilderung ein.Ñ GemeingefÅhrliche Personen sollen einer
Anstalt Çberwiesen werden, gleichviel ob sie wegen Unzurechnungs-
fÅhigkeit freigesprochen sind oder wegen Minderwertigkeit eine geringe
Strafe verbÇsst haben. Da aber bei vermindert ZurechnungsfÅhigen die

GemeingefÅhrlichkeit nicht immer sicher zu bestimmen ist, so soll der

Strafrichter nur die ZulÅssigkeit der Verwahrung aussprechen, wÅhrend
iiber diese selbst und Çber die Art ihrer AusfÇhrung erst spÅter in einem

besonderen Verfahren vor dem EntmÇndigungsrichter entschieden

werden soll. In entsprechender Weise soll auch bei trunkfÅlligen Per-
sonen hinsichtlich der Unterbringung in TrinkerheilstÅtten und bei der
Entlassung aus den betrefienden Anstalten verfahren werden. Die Tren-

nung von vermindert und voll zurechnungsfÅhigen Jugendlichen im
Strafvollzuge hÅlt Leppmann nicht fÇr erforderlich; im Çbrigen aler
bringt der Entwurf gerade auf dem Gebiete des Jugendstrafrechts wert-
volle Fortschritte, wie die ErhÄhung des straimÇndigen Alters auf

14 Jahre und die MÄglichkeit, an Stelle der Strafe Zwangserziehung zu

setzen und. vermindert zurechnungsfÅhige Jugendliche die Strafe in Er-
ziehungs-, Heil- oder Pilegeanstalten verbÇssen zu lassen. Die Be-
stimmungen Çber die Trunkenheit enthalten zum Teil grosse HÅrten,
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z. B. die, dass eine im bewusstlosen Zustande begangene Handlung,
wenn der Grund der Bewusstlosigkeit selbstverschuldete Trunkenheit
ist, strafbar sein kann. Anderseits fehlt eine Bestimmung darÇber, dass
straffÅllig gewordene Gewohnheitstrinker zwangsweise in Alkohol-
entziehungsanstalten verbracht werden dÇrfen. Im Strafvollzug nimmt
der Entwurf auf die geistige Beschaffenheit und die Gesundheit der Ge-
fangenen ziemlich weitgehende RÇcksichten, doch sind die fÇr besonders
rohe Verbrecher vorgesehenen StrafverschÅrfungen, geminderte Kost
und harte LagerstÅtte, obwohl sie mit gewissen Kautelen umgeben sind,
bei lÅngeren Strafen (etwa von einem Jahre ab) zu verwerfen, da sonst
eine gesundheitliche GefÅhrdung der Gefangenen nicht immer mit
Sicherheit zu vermeiden ist. Auch bei Verbrechern, welche zu lebens-
lÅnglicher Strafe verurteilt sind, sollte die MÄglichkeit einer vorlÅufigen
Entlassung, etwa nach VerbÇssung von 20 Jahren, gegeben sein.

Der dritte Referent, Herr Hillenberg-Zeitz, besprach die
medizinal- und sanitÅtspolizeilichen Fragen des Entwurfs. Damit die
Aerzte bei der Abgabe von Notarzneien vor strafrechtlicher Verfolgung
geschÇtzt sind, wÇnscht er in Uebereinstimmung mit den Aerztekammern
einen Zusatz zu dem entsprechenden Paragraphen Çber die Abgabe von
Giften oder nicht freigegebenen Arzneien, der den Aerzten die Abgabe
solcher Arzneien an die in ihrer. Behandlung befindlichen Kranken er-
laubt. Dagegen soll bei wiederholten Zuwiderhandlungen gegen die
Vorschriften Çber den Umgang mit Giften die Einziehungsbefugnis fÇr
Arzneien, die verbotswidrig ausserhalb der Apotheken feilgehalten
werden, erweitert werden. Bei der Behandlung der Prostitution ver-
tritt der Vortragende denselben Standpunkt wie die Deutsche Gesell-
schaft zur BekÅmpfung der Geschlechtskrankheiten, insbesondere soll
die Reglementierung abgeschafft werden, und das Vermieten an Pro-

verhÅltnismÅssigen Gewinnes beabsichtigt ist. Er hÅlt aber eine Be-
stimmung fÇr nÄtig, die, wie in Oesterreich und in Skandinaven, die
bewusste Uebertragung von Geschlechtskrankheiten fÇr strafbar er-

ausdrÇcklich klargemacht und das nach dieser Richtung mitunter recht
weitherzige Gewissen des Publikums geschÅrft werde. Um die Ver-
breitung der Geschlechtskrankheiten einzuschrÅnken, soll die AnkÇndi-
gung der zur VerhÇtung von Geschlechtskrankheiten dienenden Schutz-
mittel erlaubt werden, sofern die GegenstÅnde nicht in markt-
schreierischer oder das Publikum belÅstigender oder irrefÇhrender
Weise ausgestellt, angekÇndigt oder angepriesen werden. Zum Schluss
behandelt der Referent die Frage der Schweigepflicht der Aerzte. Auch
im neuen Entwurf findet sich der so schwer definierbare Begriff des
Üunbefugten OffenbarensÖÑÖ, der die Quelle so vieler Streitigkeiten ge-
wesen ist; es erschien eben unmÄglich, alle vorkommenden Eventuali-
tÅten aufzuzÅhlen. Aber die Schweigepflicht soll ausser den in dem
betreffenden Paragraphen genannten Personen auch auf die Desinfek-
toren und die Gesundheitsaufseher ausgedehnt werden, ausserdem aber
auch auf Kurpfuscher und das staatlich nicht zugelassene niedere Pflege-
personal. Nach Ansicht des Referenten scheint das Publikum keinen
Wert darauf zu legen, dass beim Arzt die Geheimhaltung einer Krank-
heit besser gewÅhrleistet ist, als beim Kurpfuscher, darum sei nicht ein-
zusehen, weshalb diesem erlaubt sein soll, Öein ihm anvertrautes Ge-
heimnis straffrei auszuplaudern.

In der, Diskussion spricht sich Herr Kirchner-Berlin gegen
eine besondere Bestimmung .aus, die bewusste Uebertragung von Ge-
schlechtskrankheiten mit Strafe bedroht; dadurch wird der Verleumdung
und Denunziation TÇr und Tor geÄffnet, wÅhrend anderseits die Be-
stimmungen Çber KÄrperverletzung zur Verfolgung des Vergehens ge-
nÇgen. Des weiteren beschÅftigte sich die Diskussion mit der Strai-
barkeit bezw. Straffreiheit des Verkaufs von Mitteln, welche der Ver-
hÇtung von Geschlechtskrankheiten dienen; Çber diesen Punkt waren die
Ansichten geteilt. Die LeitsÅtze der Referenten wurden dem Reichs-
justizamt als Material Çberwiesen.

Am zweiten Verhandlungstage wurde die neue Dienst-
anweisung fÇr die KreisÅrzte erÄrtert. Im allgemeinen hat
sie sich als zweckmÅssig erwiesen, doch wÅre es erwÇnscht, dass sie
bei einer etwaigen Neubearbeitung vorher der Besprechung in den amt-
lichen Konferenzen der Medizinalbeamten unterbreitet wÇrde. Herr
Nickel-Perleberg wies auf die Notwendigkeit hin, dass alle voll-
beschÅftigten KreisÅrzte auch voll besoldet werden, wÅhrend das jetzt
kaum fÇr den zehnten Teil der KreisÅrzte zutrifft. Die PensionsverhÅlt-
nisse mÇssen besser geregelt werden und zwar so, dass das Dienstalter
von der bestandenen staatsÅrztlichen PrÇfung ab datiert; auch entspricht
die AmtsunkostenentschÅdigung nicht den wirklichen Ausgaben und be-
darf einer wesentlichen ErhÄhung. Das BeamtenfÇrsorgegesetz sollte
auf die Medizinalbeamten in gleicher Weise wie auf die Gewerbeauf-
sichts- und Kreisbaubeamten Anwendung finden. Auch die Stellung und
die BefÄrderungsverhÅltnisse der KreisassistenzÅrzte, fÇr die der Referent
die Bezeichnung ÜMedizinalassessorÖÑ vorschlÅgt, bedÇrfen der Verbes-
serung. Um ein gedeihliches Zusammenarbeiten mit den Aerzten des
Kreises zu ermÄglichen, muss alles vermieden werden, was das gute
Einvernehmen stÄren kÄnnte, deshalb soll der Erlass, welcher den Kreis-
árzten die PrÇfung Årztlicher Liquidationen an die Staatskasse zuweist,
zurÇckgenommen werden, vor allem aber die unertrÅgliche Bestim-
mung unausgefÇhrt bleiben, nach der die KreisÅrzte vertrauensÅrztliche
Stellungen Çbernehmen mÇssen zu Bedingungen, welche andere Aerzte
zurÇckgewiesen haben. Fiir die DurchfÇhrung einer geordneten Orts-
hygiene verlangt der Referent den Erlass eines Wohnungsgesetzes, Be-
rÇcksichtigung hygienischer Forderungen in den Bauordnungen und be-
sondere Brunnenordnungen bei Wasserversorgung durch Einzelbrunnen.

Bei Schulbauten sollen die hygienischen VerhÅltnisse durch den Kreis-
aàzt geprÇft, die Hygiene des Unterrichts und der SchÇler dagegen be-
sonderen SchulÅrzten Çbertragen werden. Zur Besserung des Heb-
ammenwesens ist eine bessere pekuniÅre Stellung der Hebammen er-
forderlich, damit gebildete Frauen zu dem Berufe herangezogen
werden; die Wiederholungskurse mÇssen auf mindestens 3 Wochen
ausgedehnt werden.

Herr Meder-KÄln tritt fÇr eine bessere Ausgestaltung des Melde-
wesens der Medizinalpersonen ein; er wÇnscht die Meldepflicht aus-
gedehnt auf Årztliche Stellvertreter, Medizinalpraktikanten, Kranken-
pfleger, Desinfektoren und Leichenschauer. Kurpfuscherei und Geheim-
mittelwesen bedÇrfen dringend einer baldigen Regelung durch ein wirk-
sames Spezialgesetz. â Die KleinkinderfÇrsorge soll zwar in erster Reihe
Sache der Gemeinden und Kreise sein, aber auch der Kreisarzt soll dieser
Frage seine Aufmerksamkeit zuwenden und durch HilfskrÅfte, am besten
durch besoldete Aufsichtsdamey, darin unterstÇtzt werden. In der Ge-
werbehygiene hÅlt Referent die TÅtigkeit der FabrikÅrzte nicht fÇr aus-
reichend und wÇnscht den beamteten Aerzten eine grÄssere Mitwirkung
eingerÅumt. Die Stellung und die BesoldungsverhÅltnisse der Medizinal-
beamten hÅlt er ebenfalls fÇr verbesserungsbedÇrftig; vor allem mÇsse
im Interesse der hygienischen FÇrsorge fÇr die BevÄlkerung verhindert
werden, dass der Kreisarzt in ein Unterordnungs- und AbhÅngigkeits-
verhÅltnis zum Landrat komme. Der Regierungs- und Medizinalrat muss
in medizinisch-technischen Fragen eine grÄssere SelbstÅndigkeit be-
sitzen. Die Provinzal-Medizinalkollegien sind ÇberflÇssig und kÄnnen
durch ObermedizinalrÅte am Sitze des OberprÅsidiums ersetzt werden.
Schliesslich spricht der Redner den von Årztlichen KÄrperschaften schon
oft stark betonten Wunsch aus, dass an die Spitze der Medizinal-
abteilung ein Arzt gestellt werde. á

An diese beiden Referate schloss sich eine kurze Diskussion an;
darauf erfolgte die Wiederwahl des Vorstandes und der Schluss der
Versammlung. M.K.

Aerztlicher Bezirksverein MÇnchen.
Vollversammlung vom 22. April 1910.

Der Vorsitzende Rehm begrÇsst eine Anzahl von dem Juristen-
stande angehÄrigen GÅsten und teilt mit, dass u. a. der Herr Justiz-
minister mitgeteilt habe, dass er zu seinem Bedauern verhindert sei.
der Sitzung beizuwohnen und fÇr die Einladung seinen Dank ausspreche.
Rehm macht auf das verdienstliche Vorgehen des k. b. Justizmini-
steriums aufmerksam, JugendgerichtshÄfe geschaffen zu haben und be-
grÇsst den Jugendstaatsanwalt Rupprecht, der in ganz hervor-
ragender Weise sich seinem Amte widme unter Zuhilfenahme der Årzt-
lichen Kreise, die sich in reichem Masse dargeboten haben. Er gibt
dem Jugendstaatsanwalt Rupprecht das Wort zu seinem Vortrage:
ÜZur Psychologie des jugendlichen Verbrechers der Grossstadt. Aus der
Praxis des MÇnchener Jugendgerichtes.Ñ

Einleitend fÇhrte der Vortragende aus, dass sein Vortrag nicht so-
wohl eine wissenschaftliche Abhandlung Çber das vielumstrit-
tene Kapitel der Verbrecherpsychologie an sich darstellen solle, als
vielmehr eine aus den Beobachtungen einer reichen Praxis gerade des
MÇnchener Jugendgerichts geschÄpfte Darlegung der eigenartigen
psychischen Momente, die bei Straftaten Jugendlicher in die Erschei-
nung traten. Die nunmehr seit einem Jahre durchgefÇhrte einheitliche
Behandlung aller straffÅlligen Jugendlichen durch einen Staatsanwalt
und einen Jugendrichter ergab die MÄglichkeit einheitlicher und um-
fassender Beobachtungen.

Zur Sache selbst brachte der Referent vor: Die AusÇbung der Straf-

vollendeten 18. Lebensjahr ist eines der schwierigsten Probleme, da das
Sirafgesetz auf den normalen, erwachsenen Menschen zugeschnitten ist.
wÅhrend der Jugendliche, noch in der Entwicklung begriffen, unfertig
im Wissen, Wollen und in der Erfahrung, ein Produkt und ein Spielball
seiner Umgebung und seiner Triebe ist.

Will man der Eigenart des Jugendlichen gerecht werden, so muss
nàan die VerhÅltnisse berÇcksichtigen, unter denen er aufwÅchst. MÇn-
chen mit seinem behÅbigen Wohlstand, aber dem Mangel grosser Fabrik-
betriebe, seinem gutmÇtigen Menschenschlag, aber der Lust am Ge-
niessen erzeugt andere Denkungsart im heranwachsenden Menschen als
die grossen, nach Gewinn hastenden FabrikstÅdte weiter nÄrdlich.
Darum ist die StraffÅlligkeit der Jugendlichen erfreulicherweise nicht
bedeutend. Auf 51000 jugendliche Einwohner MÇnchens treffen rund
3000 Beschuldigte, wÅhrend auf die rund 390000 erwachsenen rund
54.000 Beschuldigte treffen. NÇrnberg dagegen weist bei einer um die
HÅlfte geringeren BevÄlkerung rund 4300 jugendliche Beschuldigte auf,
wobei insbesondere nicht unberÇcksichtigt bleiben darf, dass die Zahl
der wegen Verbrechen und schweren Vergehen angezeigten Jugend-
lichen in NÇrnberg um mehr als die HÅlfte hÄher ist als in MÇnchen.
Von den Straftaten sind 1500 oder ungefÅhr die HÅlfte Uebertretungen
polizeilicher Ordnungsvorschriften, also nicht auf moralische Defekte
weisende Handlungen. Die Hauptstraftat der Jugendlichen ist Diebstahl
mit fast 700 Anzeigen. KRohheitsdelikte sind sehr selten, ZuhÅlterei
seltene Ausnahmen.

Beruf und TÅtigkeit der Eltern beeinflusst die StraffÅlligkeit in
gleicher Weise wie der eigene Beruf des Jugendlichen. Darum sind
die Kinder der tagsÇber in Arbeit stehenden Arbeiter am meisten ge-
fÅhrdet, wie andererseits die nach Entlassung aus Schule und Lehre
selbstÅndig gewordenen Gehilfen und Arbeiter,


